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Deutschland

Führende Unionspolitiker wollen ver-
hindern, dass der Euro-Skeptiker
Klaus-Peter Willsch weiterhin dem
Haushaltsausschuss angehört. Der hes-
sische Bundestagsabgeordnete hatte in
der Vergangenheit im Bundestag mehr-

mals gegen die Euro-Rettungspolitik
von Kanzlerin Angela Merkel ge-
stimmt. Schon in den vergangenen
Jahren hatte es immer wieder Kritik
daran gegeben, dass ausgerechnet
Willsch die CDU als Obmann im Haus-
haltsausschuss vertrat. Der bietet jetzt
an, auf den Posten des Obmanns zu
verzichten, doch das genügt einigen in
der Unionsspitze nicht. Fraktionschef
Volker Kauder machte bei einem Tref-
fen der Landesgruppenchefs („Tep-
pichhändlerrunde“) deutlich, dass Ab-
geordnete von ihrer Fraktion in die
Ausschüsse entsandt würden und sich
daher dort auch in diesem Sinne zu
verhalten hätten. Willsch will hinge-
gen im Haushaltsausschuss bleiben:
„Wenn es bürgerliche Kritiker der
Euro-Rettungspolitik wie Peter Gau-
weiler, Frank Schäffler oder mich
nicht gäbe, wäre die AfD seit Septem-
ber im Bundestag“, sagt er.
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Anrüchiger PR-Auftrag
Martin Schulz, Präsident des EU-Parla-
ments, hat ein Problem: Die CDU-Eu-
ropaabgeordnete Inge Gräßle, Mitglied
des Haushaltskontrollausschusses, wirft
der Kommunikationsabteilung des EU-
Parlaments leichtfertigen Umgang mit
Finanzmitteln vor. Dabei geht es um ei-
nen Zuschuss in Höhe von rund 60000
Euro an die PR-Firma der Ehefrau des
bulgarischen Politikers Sergej Stani -

schew. Das Geld ist eine Teilfinanzie-
rung für PR-Aktivitäten zur Europa-
wahl. Stanischew ist Vorsitzender der
Sozialdemokratischen Partei Europas,
die Schulz zu ihrem Spitzenkandidaten
für die Europawahl gemacht hat. „Das
riecht nach Vorteilsnahme“, so die
CDU-Politikerin Gräßle, „wir werden
eine genaue Untersuchung der Aus-
schreibung verlangen.“ Die Kom -
munikationsabteilung des Europaparla-
ments sieht dagegen „keinen Inter -
essenkonflikt“. Man habe bei der
 Auftragsvergabe nichts von der ver-
wandtschaftlichen Beziehung gewusst.

C D U

Angriff der „Teppichhändler“
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Ohne Hausausweis
Der Landesrechnungshof in Schwerin
wirft der rechtsextremistischen NPD-
Fraktion vor, Steuergeld veruntreut zu
haben. „Die Fraktionsmittel der NPD
wurden nach unserer Prüfung nicht ord-
nungsgemäß verwendet“, sagte Rech-
nungshof-Präsident Tilmann Schweis-
furth. Nach Angaben eines Parlaments-
sprechers beläuft sich die Summe auf
rund 80000 Euro. Dabei geht es um
steuerfinanzierte Gehaltszahlungen an
den angeblichen Mitarbeiter Marko
Müller. Die Rechnungsprüfer haben

Zweifel, dass der Rechtsextremist – zu-
mindest von Anfang November 2011
bis Mitte Januar 2013 – tatsächlich für
die NPD-Fraktion tätig war. Mehr als
ein Jahr lang habe Müller, der mit ei-
nem NPD-Parlamentarier verwandt ist,
noch nicht einmal einen Hausausweis
des Landtags besessen. Eine solche
Magnetkarte ist jedoch notwendig, um
das Gebäude durch ein Drehkreuz be-
treten zu können. Dem Rechnungshof
zufolge legten die Rechtsextremisten
trotz mehrfacher Nachfrage keine aus-
reichenden Belege für die Mitarbeit
Müllers vor. NPD-Fraktionschef Udo
Pastörs wies die Vorwürfe zurück: Mül-
ler sei Mitarbeiter der Fraktion gewe-
sen und sei es auch weiterhin.


